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Für die Aufhebung der doppelten Staatsbürgerschaft 1 

Entgegen der propagandistischen Behauptung, die Gewährung der doppelten Staatsbürgerschaft bewirke eine ver-
besserte Integration, ist genau das Gegenteil der Fall: Sie schwächt auf Seiten der Doppelpassinhaber die subjek-
tive Identifikation mit dem Einwanderungsland und bestärkt stattdessen die Bindung an äußere Mächte und Her-
kunftskulturen mit weltanschaulich, politisch und normativ disparaten und oftmals divergierenden Wertorien-
tierungen. Damit erzeugt die Doppelpassregelung zu Lasten der historisch gewachsenen soziokulturellen und 
weltanschaulich-politischen Integrität der Aufnahmegesellschaft auf künstliche Weise eine große Gruppe von 
Menschen, die zwar einerseits die institutionellen Rechte und Teilhabemöglichkeiten des Aufnahmelandes nutzen, 
sich anderseits aber an die Werte, Normen und nationalen Vorgaben ihres Herkunftslandes bzw. ihrer Herkunfts-
kultur gebunden fühlen. Diese für die Aufnahmegesellschaft schädliche Asymmetrie von Loyalitätsbindung und 
formal- rechtlichem Utilitarismus gilt es angesichts der dargelegten Gründe insbesondere für Gruppen mit islami-
schen und türkisch-nationalistischen Orientierungen zu unterbinden.  

Des Weiteren ist die Einführung des Doppelpasses grundgesetzwidrig, da eine solche rechtliche Sonderstel-
lung/Privilegierung eines Teils der deutschen Staatsbevölkerung gegen den Gleichbehandlungsgrundsatz gemäß 
Artikel 3, Abs. 1 GG verstößt. Auch resultierte daraus - bezogen auf internationale Rechtsverhältnisse - eine 
Zweiklassengesellschaft von Staatsbürgern: Nämlich solche mit nur einem und solche mit zwei Abstimmungs- 
bzw. Beteiligungsrechten.  

De facto ermöglicht die doppelte Staatsangehörigkeit die Ausschöpfung der staatbürgerlichen Rechte des Einwan-
derungslandes bei gleichzeitiger überzeugungs- und handlungsrelevanter Identifikation mit einem fremden, natio-
nal-kulturell divergenten Staats- und Gemeinwesen. (Wobei zu berücksichtigen ist, dass - wie im Falle der Türkei 
- der "Identifikationsstaat" die Handlungen der Immigranten im "Einwanderungsstaat" steuert.)  

Unabhängig davon ist das Ausländer- und Zuwanderungsrecht insgesamt auf den Prüfstand zu stellen. Wir fordern 
ein Abschiebeverbot für islamkritische und demokratisch-oppositionelle Regimegegner so- wie für verfolgte und 
von Genitalverstümmelung bedrohte Frauen und Männer in islamische Länder. Andererseits muss die Aufnahme 
von Flüchtlingen aus islamischen Kriegsländern mit intramuslimischen Konfliktszenarien (zwischen Sunniten, 
Schiiten, Alawiten) begrenzt werden. Im Kontext dieser muslimischen Kriege sind vielmehr jene Länder stärker in 
die Pflicht zu nehmen, die, wie Saudi-Arabien und Katar oder der Iran, die Konflikte schüren und mit Waffenlie-
ferungen und militärischer Unterstützung anheizen und obendrein, wie insbesondere die superreichen Ölmonar-
chien, über große Finanzmittel zur Flüchtlingsaufnahme und -versorgung verfügen. 
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